
strafrechtliche Sanktionen für diese Straftaten vorzusehen und in
ihr Strafrecht aufzunehmen, um gegen diese im Gemeinschafts-
recht klar festgelegten Verstöße vorzugehen.

2.7 Auch wenn es sich um keine Harmonisierung des gelten-
den Strafrechts handelt, da die Mitgliedstaaten nur aufgefordert
werden, Verstöße, die der Gemeinschaftsgesetzgeber lediglich
ermittelt, als solche einzustufen und strafrechtlich zu ahnden, so
ermöglicht die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes
doch die Einführung von strafrechtlichen Verpflichtungen für
die Mitgliedstaaten. Dies ist ein effizienteres Mittel, um die euro-

päischen Rechtsvorschriften und ihre Einhaltung in grundlegen-
den Fragen zu stärken.

2.8 Der Ausschuss begrüßt und unterstützt daher den Vor-
schlag zur Änderung der Richtlinie aus dem Jahr 2005 und ist
der Ansicht, dass die schrittweise einzuführenden neuen Instru-
mente zur Identifizierung und Verfolgung von Schiffen die
uneingeschränkte Beachtung des Gemeinschaftsrechts ermög-
lichen werden, indem widerrechtliche Handlungen wirksam und
systematisch geahndet werden.

Brüssel, den 17. September 2008

Der Präsident

des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Dimitris DIMITRIADIS

Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Erleichterung der grenzübergreifenden

Durchsetzung von Verkehrssicherheitsvorschriften“

KOM(2008) 151 endg. — 2008/0062 (COD)

(2009/C 77/18)

Der Rat beschloss am 13. Mai 2008, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 71
Absatz 1 Buchstabe c des EG-Vertrags um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:

„Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Erleichterung der grenzübergreifenden
Durchsetzung von Verkehrssicherheitsvorschriften“

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsgesellschaft
nahm ihre Stellungnahme am 16. Juli 2008 an. Berichterstatter war Herr SIMONS.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 447. Plenartagung am 17./18. September 2008 (Sitzung vom
17. September) einstimmig folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen

1.1 Die Kommission legt über diesen Richtlinienvorschlag
Vorschläge vor für eine effizientere und wirksamere Durch-
setzung der Verkehrsregeln und Ahndung von Verkehrsdelikten,
die in einem anderen Mitgliedstaat begangen wurden.

1.2 Der Vorschlag ist ein Schritt im Rahmen der Verwirkli-
chung des Ziels, das sich die Kommission im Jahr 2001 gesetzt
hat: eine Halbierung der Zahl der Verkehrstoten im Zeitraum
2001-2010.

1.3 Ohne ergänzende Maßnahmen kann dieses Ziel nicht
erreicht werden. Dieser Vorschlag ist eine dieser Maßnahmen
und konzentriert sich auf das Vorgehen bei Verkehrsdelikten, die
in einem anderen Mitgliedstaat begangen wurden.

1.4 Der Ausschuss hält den Richtlinienvorschlag für ein gutes
Mittel, um Verstöße, die in einem anderen Mitgliedstaat began-
gen wurden, adäquat ahnden zu können. Einhergehen muss dies

jedoch mit einer wirksamen und effizienten Kontrolle und Ahn-
dung. Der Ausschuss fordert daher den Rat und die Mitgliedstaa-
ten diesbezüglich dringend zu Verbesserungen auf.

1.5 Der Ausschuss weist darauf hin, dass die Liste der Ver-
stöße, die die Kommission in ihrem Vorschlag nennt, um dieje-
nigen Verstöße erweitert werden müsste, die im Zusammenhang
mit einer Verbesserung der Verkehrssicherheit stehen, um so die
Wirkung der Richtlinie zu steigern.

1.6 Mit Blick auf Effizienz und Wirkung vertritt der Aus-
schuss die Auffassung, dass für den Datenaustausch ein beste-
hendes elektronisches Netz genutzt werden sollte. Hier könnte
z.B. an das EUCARIS-System gedacht werden, da es mit geringen
Kosten verbunden ist. Der Kommission wird empfohlen, zumin-
dest eine Machbarkeitsprüfung hinsichtlich der Ausweitung vor-
handener Systeme um den geplanten Datenaustausch durchzu-
führen bzw. in Auftrag zu geben.
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1.7 Bezüglich der Ahndung der Verkehrsdelikte regt der Aus-
schuss an, etwa einen Führerschein mit Punktesystem, die
Beschlagnahmung des Fahrzeugs und die zeitweilige Einziehung
des Führerscheins, die auch in Kombination mit Geldbußen auf-
erlegt werden können, in Erwägung zu ziehen.

1.8 Mit Blick auf die Effizienz hält der Ausschuss die Bestim-
mung einer zentralen Behörde in jedem Mitgliedstaat für die
Durchsetzung der in dem Richtlinienvorschlag enthaltenen Maß-
nahmen für eine gute Idee.

1.9 In dem von der Kommission vorgeschlagenen Muster für
das „Formblatt für den Deliktsbescheid“ sieht der Ausschuss kei-
nen zusätzlichen Nutzen. Seiner Ansicht nach geht es hier eher
um den Inhalt als um die Form. Die Kommission sollte sich
daher darauf beschränken, die für die Zwecke der Richtlinie
erforderlichen Angaben genau zu beschreiben.

1.10 Der Ausschuss kann dem von der Kommission vorge-
schlagenen Komitologieverfahren für die Durchsetzung der vor-
geschlagenen Maßnahmen zustimmen.

2. Einleitung

2.1.1 Im Weißbuch über die europäische Verkehrspolitik aus
dem Jahr 2001 wurde das Ziel aufgestellt, dass die EU bis 2010
die Zahl der Verkehrstoten zu halbieren vermag. Konkret bedeu-
tet dies, dass die Zahl der Verkehrstoten von 54 000 im
Jahr 2001 im Jahr 2010 in den 27 EU-Mitgliedstaaten auf
27 000 pro Jahr verringert werden muss.

2.1.2 Zwischen 2001 und 2007 sank die Zahl der Verkehrs-
toten um 20 %. Um bis 2010 eine Halbierung zu erreichen,
hätte sie jedoch um 37 % zurückgehen müssen. Eine Intensivie-
rung der Bemühungen ist also erforderlich.

2.2 Der Kommissionsvorschlag

2.2.1 Zur Vorbereitung dieses Richtlinienvorschlags hat die
Kommission eine öffentliche Informationssitzung veranstaltet
und eine Sitzung mit interessierten und repräsentativen Kreisen
durchgeführt. Die Ergebnisse dieser Treffen sind in den vorlie-
genden Richtlinienentwurf eingeflossen.

2.2.2 Die Kommission hält den Richtlinienvorschlag für ein
wirksames Instrument, um das Ziel doch noch zu erreichen und
für eine Gleichbehandlung der Unionsbürger zu sorgen.

2.2.3 Durch den Richtlinienvorschlag soll die Ahnung von
Verkehrsverstößen erleichtert werden, die in einem Mitgliedstaat
mit einem Fahrzeug begangen werden, das in einem anderen
Mitgliedstaat zugelassen ist.

2.2.4 Momentan werden Verkehrsdelikte mit einem Fahrzeug,
das in einem anderen Mitgliedstaat zugelassen ist, häufig nicht
geahndet. Beispielsweise ist bekannt, dass der Anteil der ausländ-
ischen Fahrer bei Geschwindigkeitsübertretungen zwischen 2,5 %
und 30 % beträgt.

2.2.5 Da sich herausgestellt hat, dass Geschwindigkeitsüber-
tretungen in 30 % der Fälle die Ursache für Unfälle mit Todes-
folge sind, könnte ein diesbezügliches wirksames Vorgehen die
Zahl der Verkehrstoten deutlich verringern.

2.2.6 Großen Einfluss haben auch die anderen Verstöße, die
in den Vorschlag aufgenommen wurden, nämlich Trunkenheit
am Steuer (25 %), das Nichtanlegen des Sicherheitsgurts (17 %)
und das Überfahren eines roten Stopplichts (4 %).

2.2.7 Die Kommission beabsichtigt weder eine Harmonisie-
rung der Verkehrsregeln noch eine Harmonisierung der Sanktio-
nen für Verkehrsdelikte. Dies bleibt die Zuständigkeit der einzel-
nen Mitgliedstaaten. Der Vorschlag umfasst lediglich rein admi-
nistrative Bestimmungen zur Einrichtung eines wirksamen und
effizienten Systems für die grenzübergreifende Verfolgung der
wichtigsten Verkehrsdelikte, um das Ziel, die Halbierung der
Zahl der Verkehrstoten bis 2010, zu erreichen.

3. Allgemeine Bemerkungen

3.1 In seiner Stellungnahme vom 11. Dezember 2003 zu der
Mitteilung der Kommission „Europäisches Aktionsprogramm für
die Straßenverkehrssicherheit — Halbierung der Zahl der Unfall-
opfer im Straßenverkehr in der Europäischen Union bis 2010:
eine gemeinsame Aufgabe“, stellte der Ausschuss bereits die sei-
ner Ansicht nach ehrgeizige Zielsetzung der Kommission in
Frage. Nun hat sich also herausgestellt, dass tatsächlich zusätzli-
che Maßnahmen erforderlich sind, um das Ziel zu erreichen.

3.2 Der Ausschuss sieht daher auch einen deutlichen Mehr-
wert in einem europäischen Ansatz bei grenzüberschreitenden
Durchsetzungsmaßnahmen im Verkehrsbereich. Er stimmt der
Kommission zu, dass alles getan werden muss, um das im
Jahr 2001 aufgestellte Ziel, die Zahl der Verkehrstoten bis 2010
zu halbieren, doch noch zu erreichen. Er sieht in dem Richtli-
nienvorschlag eine Möglichkeit für einen diesbezüglich großen
Schritt nach vorne. Einhergehen muss dies jedoch mit einer
wirksamen und effizienten Kontrolle und Ahndung. Der Aus-
schuss fordert daher den Rat und die Mitgliedstaaten dringend
auf, im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten und entspre-
chend der Sachlage diese Kontrolle und Ahndung zu verbessern.

3.3 Der von der Kommission vorgeschlagene Ansatz klingt
einfach: Ein noch näher zu bestimmendes EU-Netz für den
elektronischen Datenaustausch soll es den Mitgliedstaaten
ermöglichen, Haltern von Fahrzeugen aus anderen Mitgliedstaa-
ten, die in ihrem Gebiet Verstöße begangen haben, einen
Bescheid zu übermitteln. Ungewiss bleibt, welche Art von Netz
und welches System der Kommission vor Augen schwebt.

3.4 In Artikel 4 des Richtlinienvorschlags gibt die Kommis-
sion an, dass der Informationsaustausch schnell geschehen muss,
über ein innerhalb von 12 Monaten einzurichtendes EU-weites
elektronisches Netz. An anderer Stelle in dem Dokument heißt
es, dass hinsichtlich des Informationsaustauschs ein bereits
bestehendes EU-Informationssystem zum Einsatz kommt,
wodurch die Kosten gering gehalten werden können. Die Kom-
mission sagt jedoch nicht, welches System für den Datenaus-
tausch genutzt werden soll. Der Ausschuss teilt die Ansicht der
Kommission, dass aus Zeit- und Kostengründen am besten ein
bereits bestehendes Informationssystem der Europäischen Union
genutzt werden sollte.
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3.5 Konkret denkt der Ausschuss hier an einen ähnlichen
Ansatz wie hinsichtlich des auf den Weg gebrachten Ratsbe-
schlusses über die Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüber-
schreitenden Kriminalität, bei dem das EUCARIS-System einge-
setzt wird. Dieses System wird derzeit von 18 Mitgliedstaaten
und nach Inkrafttreten des Ratsbeschlusses von allen 27 Mitglied-
staaten eingesetzt. Die Kosten für das System sind im Vergleich
zu anderen Netzen sehr gering.

3.6 Der Ausschuss spricht sich dafür aus, dass die Kommis-
sion für alle vorhandenen Systeme, einschließlich des EUCARIS-
Systems, zumindest eine Machbarkeitsprüfung hinsichtlich der
Ausweitung vorhandener Systeme um den geplanten Datenaus-
tausch durchführen lassen sollte.

3.7 Der Ausschuss hält den Vorschlag der Kommission, dass
sich die Richtlinie auf die Regelung einer Rechtsgrundlage für
den Austausch von Fahrzeugzulassungsdaten beschränkt, für
richtig. Die Mitgliedstaaten müssen selbst die Verfolgung regeln.
Damit wird dem Subsidiaritätsprinzip Genüge getan.

3.8 Der Ausschuss weist jedoch darauf hin, dass sich die Effi-
zienz der Durchsetzung verbessert, wenn in der gesamten EU
Vereinbarungen in den Mitgliedstaaten in einheitlicher Weise
umgesetzt und kontrolliert werden, beispielsweise die Harmoni-
sierung der Höchstgeschwindigkeiten, des höchstzulässigen Blut-
alkoholspiegels, der Sanktionsmechanismen usw. Der Rat müsste
hier endlich einmal zu einer Einigung gelangen.

4. Besondere Bemerkungen

4.1 Angesichts des angestrebten Ziels — Halbierung der Zahl
der Verkehrstoten bis 2010 im Vergleich zu 2001 — und der
Ende 2007 durchgeführten Zwischenbilanz, aus der hervorgeht,
dass dieses Ziel ohne ergänzende Maßnahmen nicht erreicht
werden kann, ist der Ausschuss der Ansicht, dass die von der
Kommission vorgeschlagene grenzüberschreitende Zusammenar-
beit in den vier Bereichen

— Geschwindigkeitsübertretung

— Trunkenheit im Straßenverkehr

— Nichtanlegen von Sicherheitsgurten

— Überfahren eines roten Stopplichts

ein Schritt in die richtige Richtung ist. Denn so kann den Anga-
ben der Kommission zufolge die Zahl der Verkehrstoten jährlich
um zwischen 200 und 250 verringert werden.

4.2 Der Ausschuss hält es für erforderlich, dass die Kommis-
sion in Artikel 1 des Richtlinienentwurfs weitere grenzüber-
schreitende Verstöße, wie etwa das Benutzen eines Mobiltelefons
am Steuer ohne Freisprechanlage, aggressives Fahrverhalten, die
Missachtung von Überholverboten, Fahren in verbotener Fahrt-
richtung und das Fahren unter Drogeneinfluss, hinzufügt. Wie
der Ausschuss bereits in seiner Stellungnahme zu der Mitteilung
der Kommission „Europäisches Aktionsprogramm für die Stra-
ßenverkehrssicherheit — Halbierung der Zahl der Unfallopfer
im Straßenverkehr in der Europäischen Union bis 2010: eine
gemeinsame Aufgabe“ ausführte, müssen alle verfügbaren Mittel
eingesetzt werden, um das Ziel zu erreichen.

4.3 Bezüglich der Ahndung der Verkehrsdelikte regt der Aus-
schuss an, etwa einen Führerschein mit Punktesystem, die
Beschlagnahmung des Fahrzeugs und die zeitweilige Einziehung
des Führerscheins, die auch in Kombination mit Geldbußen auf-
erlegt werden können, in Erwägung zu ziehen.

4.4 Der Ausschuss kann dem Vorschlag der Kommission in
Artikel 6 des Richtlinienvorschlags zustimmen, dass jeder Mit-
gliedstaat eine zentrale Behörde bestimmen muss, die die Durch-
setzung der vorgeschlagenen Richtlinie koordiniert.

4.5 Der Ausschuss hält es unter dem Gesichtspunkt der Sub-
sidiarität für nicht wünschenswert, dass die Kommission in Arti-
kel 5 des Richtlinienvorschlags ein Muster für einen Deliktsbe-
scheid vorgibt. Hier geht es vor allem um den Inhalt und nicht
so sehr um die Form. Nach Auffassung des Ausschusses sollte
sich die Kommission auf eine genaue Beschreibung der Anga-
ben, die aufgenommen werden müssen, beschränken.

4.6 In Artikel 8 des Richtlinienvorschlags legt die Kommis-
sion fest, dass sie durch einen Ausschuss für Rechtsdurchsetzung
im Bereich der Straßenverkehrssicherheit unterstützt wird. Der
Ausschuss kann diesem vorgeschlagenen Komitologieverfahren
zustimmen.

Brüssel, den 17. September 2008

Der Präsident

des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Dimitris DIMITRIADIS
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